Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/2651 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Moersch, Kubitza, Mertes 
und der Fraktion der FDP 


betr. Fernlehrinstitute 


Wir fragen die Bundesregierung; 

1. Ist der Bundesregierung bekannt, daß es in der Bundesre- 
publik Deutschland Fernlehrinstitute gibt, die ihren Teil- 
nehmern unsoziale Vertragsbedingungen aufbürden, indem 
sie z. B. die Unterrichtsverträge unkündbar gestalten? 

2. Weiß die Bundesregierung, daß vor allem jene Fernlehrin- 
stitute, welche ihren Teilnehmern keine Kündigungsmöglich- 
keit für ihre Unterrichtsverträge gewähren, rigorose Wer- 
bung betreiben, bei der fachlich und pädagogisch unqualifizierte 
Vertreter als „Studienberater" Interessenten in ihren Woh- 
nungen besuchen? 

3. Ist es richtig, daß der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung Kurse von Fernlehrinstituten im Rahmen des in- 
dividuellen Förderungsprogramms als förderungswürdig an- 
erkennt, wenn das gleiche Fernlehrinstitut in allen oder fast 
allen anderen Lehrgängen seinen Teilnehmern unsoziale 
Vertragsbedingungen aufbürdet? 

4. Arbeitet der Bundesminister der Verteidigung im Rahmen 
des Berufsförderungsdienstes mit Fernlehrinstituten der in 
Frage 3 gekennzeichneten Art zusammen? 

5. Welche Kriterien hat die Bundesregierung in Ausführung 
des Beschlusses des Deutschen Bundestages vom 12. April 
1967 ausgearbeitet, nach der die Arbeit der seriösen Fern- 
lehrinstitute durch Umsatzsteuerbefreiung gefördert werden 
soll, um die Bundesländer in die Lage zu versetzen, die er- 
forderlichen Befreiungsbescheinigungen auszustellen? 
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6. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die Be- 
strebungen der Kultusministerkonferenz um eine Ordnung 
im deutschen Fernschulwesen zu unterstützen? 

7. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, Fernschüler, 
die sich auf staatliche Prüfungen im allgemeinbildenden Be- 
reich vorbereiten, durch das individuelle Förderungspro- 
gramm zu unterstützen? 

8. Hält die Bundesregierung die vom Bundesfinanzminister ge- 
troffene Regelung aufrecht, nacii der die nebenberufliche 
Vorbereitung auf das Abitur eine Ausbildung darstellt, so 
daß die für den Fernschüler anfallenden Kosten nicht als 
Werbungskosten berücksichtigt werden können? 

9. Ist der Bundesregierung bekannt, daß Fernschüler für ihre 
Anreise zu mündlichen Prüfungen oder zu ergänzenden 
mündlichen Unterrichtsveranstaltungen keinerlei Vergünsti- 
gungen von der Deutschen Bundesbahn erhalten ? 


Berlin, den 7. März 1968 


Moersdi 

Kubitza 

Mertes 

Mischnick und Fraktion 



